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Graue Vorzeit

Das Vergaberecht fristete in der Schweiz 
lange Zeit ein Schattendasein. Bis Mitte der 
1990er-Jahre waren auf Bundesebene einzig 
die Submissionsverordnung vom 31. März 
19712 und die Einkaufsverordnung vom  
8. Dezember 19753 einschlägig. Die Submis-
sionsverordnung verlangte ein Ausschrei-
bungsverfahren, wenn ein Bauauftrag den 
Wert von 500 000 Franken erreichte. Nicht 
erfasst waren Architektur- und Ingenieurleis
tungen. Die Einkaufsverordnung verlangte 
bei Güterbeschaffungen das Einholen von 
mindestens drei Offerten. Des Weiteren exi-
stierten Spezialvorschriften für die Auftrags-
erteilung im Zusammenhang mit dem Bau 
von Nationalstrassen. Die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen unterlag keinen 
speziellen Vorgaben. Unterlegene Anbieter 
konnten gegen Entscheide der Bundesbehör-
den keine Rechtsmittel ergreifen. Dies galt 
auch bei Beschaffungen im Rahmen der Sub-
missions- und Einkaufsverordnung, da der 
Zuschlag gemäss ständiger Praxis nicht als 
hoheitlicher Akt und damit nicht als anfecht-
bare Verfügung qualifiziert wurde.

Auch das internationale Recht setzte zu je-
ner Zeit keine disziplinierenden Leitplanken. 
Die Efta-Konvention vom 4. Januar 19604 
und das Gatt-Übereinkommen über das öf-
fentliche Beschaffungswesen vom 12. April 
1979 (Government Procurement Code)5 sahen 
zwar erste Liberalisierungsschritte vor. Diese 
Massnahmen blieben praktisch jedoch ohne 
Wirkung. Das Freihandelsabkommen mit der 
EG vom 22. Juli 19726 enthält gar keine Be-
stimmungen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen. Die Schweiz hatte vergeblich 
vorgeschlagen, eine Nichtdiskriminierungs-
klausel in das Abkommen aufzunehmen.

Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
lag folglich weitgehend im freien Ermessen 
der zuständigen Behörden. Aufträge wurden 
primär gestützt auf Erwägungen der poli-
tischen Ökonomie – d.h. gestützt etwa auf 
regional-, fiskal- oder beschäftigungspoli-
tische Motive – vergeben. Der möglichst kos
tengünstige Einsatz öffentlicher Finanzmittel 
war nicht allein ausschlaggebend.

Impulse von aussen

Mitte der 1990er-Jahre erfuhr das öffent-
liche Beschaffungswesen einen grundlegen
den Wandel. Die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen wurde liberalisiert und den Prinzi
pien der Transparenz und der Gleichbehand-
lung der Anbieter (Nichtdiskriminierung) 
unterstellt. Die Impulse für die Verrechtli-
chung kamen – angesichts der traditionellen 
Interessenvernetzung von Politik und Wirt-
schaft in der Schweiz kaum überraschend – 
weitgehend von aussen:
–	 Zum einen sah sich der Bundesrat im 

Nachgang zur Ablehnung des EWR-Bei-
tritts vom 6. Dezember 1992 gezwungen, 
die Nachteile des Abseitsstehens vom euro
päischen Binnenmarkt so weit wie mög-
lich mit autonomen Massnahmen zu 
kompensieren. Folgerichtig umfasste das 
Programm zur Revitalisierung der schwei-
zerischen Wirtschaft – zusätzlich zur Re
vision des Kartellgesetzes (KG) und zur 
Schaffung des Binnenmarktgesetzes 
(BGBM) und des Gesetzes über die tech-
nischen Handelshemmnisse (THG) – 
auch die Revision der Submissions- und 
Einkaufsverordnung.

–	 Zum anderen setzte sich mit der fortschrei
tenden Internationalisierung der Wirt
schaft die Einsicht durch, dass die Libe
ralisierung der Beschaffungsmärkte nur 
durch eine völkerrechtliche Rahmenord-
nung zu erreichen ist. So wurden im Rah-
men der Uruguay-Runde der Geltungsbe-
reich des Gatt-Übereinkommens über das 
öffentliche Beschaffungsrecht von 1979 
wesentlich erweitert und die darin vorge-
schriebenen Grundsätze der Transparenz 
und Nichtdiskriminierung vertieft. Die 
langjährigen und komplizierten Ver
handlungen mündeten in die Unterzeich-
nung des WTO-Übereinkommens über 
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Die Bedeutung der öffentlichen 

Beschaffungen für die schwei­

zerische Volkswirtschaft ist be­

trächtlich. Im Jahr 2004 betrugen 

die Ausgaben deutlich über 30 

Mrd. Franken. Dies entsprach rund 

25% der gesamten Staatsausga­

ben und 7,5% des Bruttoinland­

produktes (BIP).1 Gleichwohl ist 

das Vergaberecht kompliziert und 

wenig übersichtlich. Es handelt 

sich um ein historisch gewach­

senes Flickwerk, wobei die ein­

schlägigen Normen aus den ver­

schiedenen Ebenen der Rechts­

schöpfung – WTO-Recht, bilate­

rales Staatsvertragsrecht, Bun­

desrecht, interkantonales, kanto­

nales und kommunales Recht – 

wie kaum in einem anderen 

Rechtsgebiet ineinander verzahnt 

sind.

1	 Siehe EFD (2008), S. 7.
2	 AS 1971 677, 1983 1518, 1993 2524.
3	 AS 1975 2373, 1988 1206, 1993 2525.
4	 SR 0.632.31.
5	 Das GATT-Übereinkommen wurde 1996 durch  

das WTO-GPA (SR 0.632.231.422) abgelöst.
6	 SR 0.632.401.
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sätze für alle Signatarstaaten gelten, bemisst 
sich der Marktzutritt im bilateralen Verhält-
nis jedoch nach dem Prinzip der Reziprozi-
tät. Jeder Signatarstaat hat in den integralen 
Anhängen zum WTO-GPA den Geltungs
bereich individuell festgelegt und von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, Gegen-
rechtsvorbehalte gegenüber anderen Staaten 
vorzusehen. Die Schweiz hat sich grundsätz-
lich verpflichtet, Beschaffungen der Zen-
tralverwaltung des Bundes und der Kantone 
sowie Beschaffungen auch weiterer Verga
bestellen (Gemeinden und öffentlich-recht-
liche Unternehmen) im Infrastrukturbereich 
(Wasser- und Stromversorgung, öffentlicher 
Verkehr ohne Eisenbahnen, Flughäfen, Bin-
nenhäfen) öffentlich auszuschreiben und 
Anbieter aus den anderen Signatarstaaten 
nicht schlechter zu behandeln als einheimi-
sche Anbieter. Zur Beilegung von Streitig-
keiten ermöglicht das WTO-GPA, das WTO-
Streitbeilegungsverfahren in Anspruch zu 
nehmen. Dieses Verfahren ist rein zwischen-
staatlich ausgestaltet. Private Unternehmen 
haben keinen Zugang.

Mittlerweile umfasst das WTO-GPA 40 
Signatarstaaten. Dazu gehören neben der 
Schweiz die 27 EU- und 3 Efta-Mitglied-
staaten, die USA, Kanada, Chinesisch Taipei, 
Japan, Singapur, Südkorea, Hongkong, Israel 
und Aruba. Damit stehen diese Beschaf-
fungsmärkte schweizerischen Anbietern in 
den vom WTO-GPA abgedeckten Bereichen 
unter diskriminierungsfreien Bedingungen 
offen. Dies ist wirtschaftlich vor allem bei 
grossen Auftragsvolumen interessant, wenn 

das öffentliche Beschaffungswesen vom 
15. April 1994 (Government Procurement 
Agreement, WTO-GPA), welches mit der 
Gründung der WTO am 1. Januar 1996  
in Kraft trat.7

Die Umsetzung des WTO-GPA im schwei-
zerischen Recht machte eine tiefgreifende 
Neukonzeption des schweizerischen Verga-
berechts notwendig. Aus diesem Grund wur-
de auf die Revision der Submissions- und 
Einkaufsverordnung verzichtet und stattdes-
sen das neue Bundesgesetz über das öffent-
liche Beschaffungswesen vom 16. Dezember 
1994 (BöB)8 mit der dazugehörigen Verord-
nung vom 11. Dezember 1995 (VöB)9 sowie 
die Interkantonale Vereinbarung über das öf-
fentliche Beschaffungswesen vom 25. Novem- 
ber 1994 (IVöB)10 erarbeitet.

Ausgangspunkt: WTO-GPA

Das WTO-GPA bildet seit seiner Inkraft-
setzung am 1. Januar 1996 das Fundament 
des Vergaberechts in der Schweiz. Es enthält 
substanzielle Mindestvorgaben für die Verga-
be von Aufträgen im Bereich des Waren- und 
Dienstleistungshandels sowie von Bauauf
trägen. Beschaffungen oberhalb gewisser 
Schwellenwerte sind grundsätzlich im of-
fenen oder selektiven Verfahren durchzufüh-
ren. Nur in speziell geregelten Ausnahmefäl-
len steht das freihändige Verfahren zur 
Verfügung. Das WTO-GPA verpflichtet die 
Signatarstaaten zur Schaffung effizienter Be-
schwerdeverfahren. Während gewisse Grund-

Kasten 1

Bilaterales Abkommen mit der EG

Gegen Ende der Uruguay-Runde entschieden die EG 
und die Schweiz, auf bilateraler Basis über eine Aus-
weitung des Geltungsbereichs des WTO-GPA weiter zu 
verhandeln. Diese Gespräche führten zur Unterzeich-
nung des bilateralen Abkommens über bestimmte 
Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens vom  
21. Juni 1999.a Dieses Abkommen bewirkt eine dem 
EWR-Abkommen vergleichbare gegenseitige Markt
öffnung zwischen den EG-Mitgliedstaaten und der 
Schweiz, indem es den Anwendungsbereich des WTO-
GPA auf die schweizerischen Gemeinden und Bezirke 
ausdehnt und gewisse öffentliche und private Verga-
bestellen in den Sektoren Telekommunikation, Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung der Ausschrei-
bungspflicht unterstellt. Uneinigkeiten zwischen den 
Vertragsparteien werden – wie für die bilateralen Ab-
kommen zwischen der EG und der Schweiz im Allgemei-
nen – im Gemischten Ausschuss konsensual erledigt. 
Ein zwischenstaatliches Schiedsgericht existiert nicht. 
Das Abkommen lässt die Rechte und Pflichten gemäss 
WTO-GPA allerdings unberührt, womit bei Streitig-
keiten im Anwendungsbereich des Kapitels I (Erweite-
rung des Geltungsbereichs des WTO-GPA) das WTO-
Streitbeilegungsverfahren angerufen werden kann.

Das Abkommen trat als Teil des Gesamtpakets der 
Bilateralen I am 1. Juni 2002 in Kraft.b Gleichentags 
wurden die Efta-Konvention angepasst und die zusätz-
lichen Rechte und Pflichten auch auf das Verhältnis 
zwischen der Schweiz und den Efta-Mitgliedstaaten 
Island, Norwegen und Liechtenstein ausgedehnt.c Die 
Umsetzung des bilateralen Abkommens und der revi-
dierten Efta-Konvention auf Bundesebene erfolgte – 
gestützt auf eine bereits bestehende Delegationsnorm 
im BöB – durch eine Revision der VöB. Die Kantone 
entschieden ihrerseits, das bilaterale Abkommen und 
die revidierte Efta-Konvention durch eine Revision der 
IVöB vom 15. März 2001 umzusetzen. Im Nachgang 
dazu waren die Kantone aufgerufen, ihre kantonalen 
Submissionsgesetze anzupassen. Seit dem Beitritt von 
Glarus am 3. Mai 2009 gilt die revidierte IVöB für alle 
Kantone.

a	 SR 0.172.052.68.
b	 Siehe Balastèr/Schüpbach (2008) für eine Evaluation der Wir-

kungen dieses Abkommens.
c	 SR 0.632.31. Art. 37 i.V.m. Anhang R.
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Die zum Teil rahmenartige Ordnung des 
BöB wird durch die VöB näher präzisiert und 
konkretisiert. Darüber hinaus enthält das  
3. Kapitel der VöB Regeln für «übrige Be-
schaffungen», welche vom WTO-GPA bzw. 
BöB nicht erfasst werden. Dies gilt etwa  
für Beschaffungen unterhalb der relevanten 
Schwellenwerte oder für Beschaffungen 
durch Vergabestellen, welche dem WTO-GPA 
bzw. BöB nicht unterstellt sind. Die Regelung 
von Vergabeprinzipien für Bundesbeschaf-
fungen auf Verordnungsstufe knüpft an die 
frühere Praxis der Submissions- und Ein-
kaufsverordnung an. Sie ist im Licht des 
Legalitätsprinzips problematisch.

Umsetzung auf kantonaler Ebene

Entsprechend der innerstaatlichen Kom-
petenzverteilung zwischen Bund und Kanto-
nen fehlte dem Bund Mitte der 1990er-Jahre 
eine verfassungsrechtliche Grundlage, um 
die Vorgaben des WTO-GPA auch für die 
Kantone umzusetzen. Das Vergaberecht ver-
bleibt – von gewissen Ausnahmen abgesehen 
– bis heute weitgehend in der Kompetenz der 
Kantone. Aus diesem Grund erliessen die 
Kantone mit der IVöB eine gemeinsame 
Rahmenordnung, um die Umsetzung des 
WTO-GPA auf kantonaler Ebene zu erleich-
tern. Gleichzeitig bezweckt die IVöB eine ge-
wisse Harmonisierung der bis anhin kaum 
aufeinander abgestimmten kantonalen Ver-
gaberegeln sowie die interkantonale Libe
ralisierung der Beschaffungsmärkte. Die 
Gleichbehandlung von einheimischen und 
ausserkantonalen Anbietern geht über die 
Vorgaben des WTO-GPA, welches das Prin-
zip der Nichtdiskriminierung nur für Anbie-

die geografische Nähe und Kenntnis der lo-
kalen Begebenheiten als natürliche Wettbe-
werbsvorteile nicht mehr ins Gewicht fallen. 
Umgekehrt sind schweizerische Unterneh-
men im eigenen Land einem verstärkten 
Wettbewerb ausgesetzt. Die öffentliche Hand 
ist verpflichtet, sorgfältig vorbereitete «WTO-
Ausschreibungen» durchzuführen – was mit-
unter einen erheblichen administrativen und 
zeitlichen Mehraufwand bedeutet – und das 
wirtschaftlich günstigste Angebot zu berück-
sichtigen.

Umsetzung auf Bundesebene

Die Umsetzung des WTO-GPA erfolgte in 
der Schweiz für Beschaffungen auf Bundes
ebene durch das BöB. Obwohl diverse Be-
stimmungen des WTO-GPA in der Schweiz 
unmittelbar anwendbar sind und folglich kei-
ner Transformation ins nationale Recht be-
dürfen, hat sich der Gesetzgeber entschieden, 
das Vergaberecht auch in der Schweiz auf ein 
grundlegend neues Fundament zu stellen. Zu
dem enthält das WTO-GPA ausführungsbe-
dürftige Bestimmungen, welche eine Normie
rung auf Gesetzesstufe erforderlich machten. 
Dies galt insbesondere für die Ausgestaltung 
des innerstaatlichen Rechtsschutzes. Darüber 
hinaus unterliess es das Parlament bei der 
Schaffung des BöB weitgehend, zusätzliche – 
durchaus wünschenswerte – Anliegen zugun-
sten eines liberalisierten Vergabesystems, wel-
che über die notwendigen Anpassungen an 
das WTO-GPA hinausgegangen wären, ein-
zuführen. Das BöB gilt für alle Vergabestellen 
im Kompetenzbereich des Bundes. Es trat 
gleichzeitig mit dem WTO-GPA am 1. Januar 
1996 in Kraft.

7	 SR 0.632.231.422.
8	 SR 172.056.1.
9	 SR 172.056.11.
10	Früher SR 172.056.5; mittlerweile nicht mehr in der SR 

publiziert.

� Bild: Keystone

Das WTO-GPA bildet seit seiner Inkraftsetzung 
am 1. Januar 1996 das Fundament des Vergabe-
rechts in der Schweiz. Im Bild: Der damalige 
Chef des Eidgenössischen Volkswirtschafts
departements anlässlich der WTO Ministerkon-
ferenz von Singapur, die im Jahr der Inkraftset-
zung stattfand.
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schen übrig. Beträchtliche Inkongruenzen 
bestehen je nach anwendbarer Rechtsquelle. 
Dies gilt etwa für die Schwellenwerte, die 
Zulässigkeit von (Preis-)Verhandlungen, die 
Berücksichtigung vergabefremder Kriterien 
oder die Ausgestaltung des Rechtsschutzes. 
Zudem ist es selbst für Fachleute schwierig, 
sich etwa in den umfangreichen Anhängen 
über den persönlichen und sachlichen Gel-
tungsbereich, welche im Rahmen des WTO-
GPA für die Schweiz zudem nur in der  
französischen Fassung authentisch sind, zu-
rechtzufinden. Für Laien sind die kompli-
zierten Texte kaum verständlich. Aus diesem 
Grund ist es ein zentrales Anliegen, die gel-
tenden Vorschriften auf sämtlichen Ebenen 
zu vereinfachen, ihre vertikale Integration 
und Abstimmung zu fördern und Disso-
nanzen zu vermeiden.

Weiterentwicklung auf internationaler Ebene

Die Signatarstaaten des WTO-GPA ver-
handeln seit gut zehn Jahren über eine Re
vision des WTO-GPA.12 Der Entwurf des 
revidierten Übereinkommens sieht wesent-
liche Änderungen und Verbesserungen vor. 
Gleichzeitig gestaltet sich die Suche nach 
einem Konsens über weitere Liberalisierungs
schritte der einzelnen Signatarstaaten – 
weiterhin auf dem Grundsatz der Reziprozi-
tät – schwierig. Ein baldiger Abschluss der 
Verhandlungen wäre aus schweizerischer 
Sicht wünschenswert. Das Vergaberecht in 
der Schweiz wird auch in Zukunft zu denje-
nigen Rechtsgebieten gehören, welche we-
sentlich durch Impulse von aussen beein-
flusst und weiterentwickelt werden. Verzichtet 
wird zurzeit auf die Aushandlung eines mul-
tilateralen Abkommens über die Transparenz 
im Beschaffungswesen, welches für alle 
WTO-Mitglieder verbindlich wäre. Das ist 
bedauerlich. Letztlich unterwandert der plu-
rilaterale Charakter des WTO-GPA den An-
spruch der WTO, den zwischenstaatlichen 
Handel global und umfassend zu regeln.

Gesamtschweizerische (Teil-)Vereinheitlichung

Die Überwindung der Rechtszersplitte-
rung im nationalen Recht steht seit jeher 
prominent auf der politischen Agenda.13 Aus 
Gründen der Rechtssicherheit, der Wirt-
schaftlichkeit und der Anwenderfreundlich-
keit wäre zumindest eine Teilharmonisierung 
von Bundes- und kantonalem Recht wün-
schenswert. Das geltende föderalistische 
System gefährdet das Grundanliegen des 
Vergaberechts, allen Anbietern einen diskri-
minierungsfreien Marktzugang zu ermögli-
chen. Für einen gesamtschweizerisch funk
tionierenden Binnenmarkt sind einheitliche 
vergaberechtliche Grundsätze im Sinn einer 
Rahmenordnung notwendig. Gleichwohl 

ter aus anderen Signatarstaaten vorschreibt, 
hinaus. Mit dieser Novellierung setzten die 
Kantone gleichzeitig die vergaberechtlichen 
Vorgaben des Bundesgesetzes über den Bin-
nenmarkt vom 6. Oktober 1995 (BGBM)  
um, wonach ausserkantonale Anbieter nicht 
schlechter behandelt werden dürfen als An-
bieter aus dem eigenen Kanton.11

Die IVöB trat am 21. Mai 1996 für zu-
nächst vier Kantone in Kraft. In kurzer Zeit 
traten auch die übrigen Kantone dem Kon-
kordat bei – als letzter der Kanton Appenzell 
Innerrhoden am 27. März 2000. Die IVöB 
stellt – ähnlich wie das BöB – eine Rahmen-
ordnung dar. Deshalb oblag es den Kanto-
nen, im Nachgang zur Inkraftsetzung der 
IVöB entsprechende Ausführungsgesetze zu 
schaffen. Die kantonalen Submissionsge- 
setze orientierten sich dabei weitgehend an 
den (nicht verbindlichen) Vergaberichtlinien 
(VRöB), welche von der kantonalen Bau-, 
Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz 
verabschiedet wurden. Darüber hinaus ha-
ben diverse Kantone von dem gemäss IVöB 
ausdrücklich erlaubten Recht Gebrauch ge-
macht, Vereinbarungen mit Grenzregionen 
und Nachbarstaaten zu schliessen. Ein Bei-
spiel dafür stellen die Gegenrechtserklä-
rungen betreffend öffentliches Beschaffungs-
wesen dar, welche mehrere Deutschschweizer 
Kantone mit Baden-Württemberg und dem 
Fürstentum Liechtenstein abgeschlossen ha-
ben.

Aktuelle Herausforderungen

Das Vergaberecht der Schweiz hat in den 
letzten 15 Jahren grundlegende Änderungen 
erfahren. Es wurde – gestützt auf einen bun-
ten Strauss von internationalen, nationalen 
und kantonalen Rechtsquellen – verrechtlicht. 
Beschaffungen der öffentlichen Hand ober-
halb gewisser Schwellenwerte werden heute 
– von wenigen Ausnahmen abgesehen – 
zwingend öffentlich ausgeschrieben. Ein Ver-
gabeentscheid beruht auf den Grundsätzen 
der Transparenz und Nichtdiskriminierung 
und steht unter dem Vorbehalt der gericht-
lichen Nachkontrolle. Gleichzeitig enthält 
das geltende Regime Defizite. Handlungsbe-
darf besteht vor allem in den folgenden Be-
reichen.

Anwenderfreundlichkeit

Die Vielzahl von unterschiedlichen Rechts
quellen und ihre mannigfaltigen Verknüp-
fungen ermöglichen eine positive gegensei-
tige Befruchtung. Gleichzeitig führt dieses 
komplexe System zu einer Verkomplizierung 
und Zersplitterung des Vergaberechts. Die 
Anwenderfreundlichkeit und die Rechtssicher
heit lassen in mancherlei Hinsicht zu wün-

11	SR 943.02. Art. 5.
12	Siehe dazu die Beiträge von Nicholas Niggli und Patrick 

Leduc  in dieser Ausgabe.
13	Siehe EFD (2008), S. 18 f.
14	Siehe dazu die Beiträge von Marco Fetz und Markus 

Tanner in dieser Ausgabe.
15	Erläuternder Bericht des EFD zur Änderung der Verord-

nung über das öffentliche Beschaffungswesen (VöB) 
vom 18. November 2009, S. 4.

Kasten 2

Weitere bilaterale Abkommen

Zusätzlich zum bilateralen Abkommen mit 
der EG enthalten auch Freihandelsabkommen 
(FHA), welche die Schweiz mit Drittstaaten 
abschliesst, zum Teil substanzielle Verpflich-
tungen im Bereich des öffentlichen Beschaf-
fungswesens. Dies gilt vor allem für Abkom-
men mit Ländern, welche das WTO-GPA nicht 
unterzeichnet haben. In diesen Fällen ver-
sucht die Schweiz regelmässig, Zugang zu den 
Beschaffungsmärkten gestützt auf die Stan-
dards des WTO-GPA auszuhandeln. Dies ge-
lang etwa für die FHA mit Kolumbien, Mexiko 
und Chile. Andere FHA enthalten immerhin 
Entwicklungs- und/oder Verhandlungsklau-
seln. Während mit der Entwicklungsklausel 
die Absicht bekräftigt wird, die gegenseitige 
Liberalisierung des Beschaffungswesens an-
zustreben, verpflichtet die Verhandlungsklau-
sel zur Aufnahme von Verhandlungen auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit, wenn ein Ver-
tragspartner einem Drittstaat einen erwei-
terten Marktzugang zu seinen Beschaffungs-
märkten gewährt. Entwicklungsklauseln ent-
halten etwa die Abkommen mit Kroatien, Jor-
danien, Marokko, Ägypten und der Türkei. 
Verhandlungsklauseln finden sich darüber 
hinaus auch in FHA mit Signatarstaaten des 
WTO-GPA. Dies trifft z.B. auf die Abkommen 
mit Israel, Japan, Korea und Singapur zu.
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weitergezogen werden können.15 Das Eidg. 
Departement für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (Uvek) arbeitet zurzeit 
eine entsprechende Botschaft für eine vorge-
zogene Teilrevision des BöB aus.� 

sind bis heute alle Reformbestrebungen am 
Widerstand der Kantone gescheitert. Damit 
gelten in der Schweiz bis auf Weiteres 27 
autonome Beschaffungspraxen und Recht-
sprechungen mit ihren zum Teil je eigenen 
Regeln und Besonderheiten.

Punktuelle Nachbesserungen

Während alle Bestrebungen, das Vergabe-
recht in der Schweiz durch eine Totalrevision 
des BöB grundlegend zu reformieren, erfolg-
los geblieben sind, hat der Bundesrat ent-
schieden, gewisse Neuerungen auf dem Ver-
ordnungsweg einzuführen. Dabei geht es vor 
allem um die Modernisierung (elektronische 
Ausschreibung) und die Flexibilisierung 
(funktionale Ausschreibung, Dialog) von 
Bundesbeschaffungen. Die teilrevidierte VöB 
wurde auf 1. Januar 2010 in Kraft gesetzt.14 
Des Weiteren beabsichtigt der Bundesrat, dem 
Parlament zwei Massnahmen zur Beschleu
nigung des Vergabeverfahrens vorzuschlagen. 
Bei dringlichen öffentlichen Werken von na-
tionaler Bedeutung soll Beschwerden keine 
aufschiebende Wirkung zukommen. Zudem 
sollen Entscheide auf dem Gebiet des Be-
schaffungswesens nicht ans Bundesgericht 
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